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sums zum subsidiär Schutzberechtigten nach § 36a AufenthG bedürfe es eines neu­

en Visumsantrages des Klägers zu 1. Dies ergebe sich daraus, dass für den Famili­

ennachzug zum subsidiär Schutzberechtigten ein besonderes Verwaltungsverfahren 

mit einem eigenen Prüfprogramm geschaffen worden sei. Insbesondere sei zwin­

gend das Bundesverwaltungsamt zu beteiligen. 

Die Beigeladene hat keinen Antrag gestellt. 

Sie schließt sich den Ausführungen der Beklagten an. 

Die Beteiligten haben mit Schriftsätzen vom 6. und 10. Februar 2020 auf Durchfüh­

rung einer mündlichen Verhandlung verzichtet. 

Mit Beschluss vom 20. Oktober 2020 hat die Kammer den Klägern Prozesskostenhil­

fe bewilligt. Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf 

den Inhalt der Streitakte, der für die Kläger und den inzwischen volljährigen Bruder 

des Klägers zu 1. geführten Verwaltungsvorgänge des Generalkonsulats der Beklag­

ten in Erbil/lrak, der Asylakten und der Ausländerakten der Kläger zu 2. und 3. ver­

wiesen, die vorgelegen haben und Gegenstand des Verfahrens und der Entschei­

dungsfindung gewesen sind. 

Entscheidungsgründe 

1. Über die Klage konnte im Anbetracht der Verzichtserklärungen der Beteiligten und

aufgrund der Tatsache, dass hauptsächlich rechtliche Fragen Gegenstand des Ver­

fahrens sind, ohne mündliche Verhandlung entschieden werden, § 101 Abs. 2 Ver­

waltungsgerichtsordnung (VwGO). 

II. Die als Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 Alt. 2 VwGO) statthafte Klage ist zuläs­

sig. 

1. Den Klägern fehlt nicht die erforderliche Klagebefugnis, da sie geltend machen

können, durch die Versagung des begehrten Visums in ihren Rechten verletzt zu 

sein (§ 42 Abs. 2 VwGO). 

a) Soweit ein Nachzugsrecht des Klägers zu 1. aus § 36a Abs. 1 Aufenthaltsgesetz

(AufenthG) in Rede steht, handelt es sich insoweit nicht lediglich um eine Befugnis­

norm, die keine subjektiven Rechte gewährt und damit eine Klagebefugnis auch nicht 
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müssen die Person des Antragstellers sowie der Gegenstand des Antrags hinrei­

chend erkennbar sein. Ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels ist nicht an 

eine besondere Form (z.B Formulare / Vordrucke) gebunden (Samel in Berg­

mann/Dienelt, Ausländerrecht, Kommentar, 13. Aufl. 2020, § 81 Rn. 7). 

Vorliegend hat der Kläger zu 1. am 9. Januar 2019 gemeinsam mit seinen Eltern 

beim Generalkonsulat in Erbi l einen Visumsantrag gestellt. 

Dieser Antrag erfasst auch ein Visum nach § 36a AufenthG. Insoweit ist weder ein 

neuer Antrag noch die Durchführung eines weiteren, vollständig neuen Verwaltungs­

verfahrens erforderlich. Ein Antrag auf Erteilung eines Visums zum Familiennachzug 

stützt sich auf sämtliche diesem Aufenthaltszweck zuzurechnende Erteilungsvor­

schriften, ist also auf alle in Betracht kommenden Aufenthaltstitel nach dem jeweili­

gen Kapitel und Abschnitt des Aufenthaltsgesetzes, in dem der j eweilige Aufent­

haltszweck geregelt ist, gerichtet, hier also auf alle Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 

Abschnitt 6 (Aufenthalt aus familiären Gründen), soweit der zugrunde gelegte Le­

benssachverhalt ein einheitlicher ist (BVerwG, Urteil vom 18. Dezember 2019 -

BVerwG 1 C 34/ 18 - , BVerwGE 167, 211 , Rn. 20; VGH Baden-Württemberg, Urteil 

vom 18. Mai 2018 - 11 S 1810/16 -, juris Rn. 45; siehe auch Urteil der Kammer vom 

6 . November 2020 - VG 38 K 384.19 V -, S. 5; zur Veröffentlichung in juris vorgese­

hen). 

Dies ist vorliegend der Fall. Zwar sind die Eltern zwischenzeitlich nach Deutschland 

eingereist und ihnen wurde subsidiärer Schutz zuerkannt; gleichwohl liegt nach wie 

vor ein einheitlicher Lebenssachverhalt vor. Der Kläger zu 1. begehrt immer noch ein 

V isum zum Fam1liennachzug zu seinen Eltern. Bereits sein im Jahr 2019 gestellter 

V isumsantrag galt - mangels geeigneter Anspruchsnorm - nicht dem Familiennach­

zug zu seinem Bruder, sondern zu seinen Eltern, deren nationales Visum als der für 

den Kindernachzug gemäß § 32 Abs. 1 AufenthG erforderliche Aufenthaltstitel 

grundsätzlich ausgereicht hätte (vgl. OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 22. 

Dezember 2016 - OVG 3 S 98 16 - juris Rn. 3). 

Der Einwand der Beklagten, für§ 36a Abs. 1 AufenthG sei ein besonderes Verwal­

tungsverfahren geschaffen worden, das nachzuholen sei , greift nicht durch. Die 

Rechtsvorschriften des § 32 Abs. 1 AufenthG und des § 36a Abs. 1 AufenthG unter­

scheiden sich im Prüfumfang nur unwesentlich. So entfällt im Rahmen von § 36a 

AufenthG beim Kindernachzug die Prüfung der Sicherstellung des Lebensunterhalts 

(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 AufenthG) und des Vorhandenseins ausreichenden Wohnraums (§ 
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29 Abs 1 Nr 2 AufenthG), wenn keine Möglichkeit der Herstellung der familiären 

Lebensgemeinschaft tn einem Drittstaat besteht, zu dem der Stammberechtigte oder 

seine Familienangehörigen eine besondere Bindung haben (§ 29 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 

AufenthG, § 36a Abs 5 AufenthG) Hingegen sind zusätzlich humanitäre Gründe Im 

Sinne von § 36a Abs 2 AufenthG zu prüfen. 

Vorliegend spricht nichts dagegen, die gemäß§ 36a Abs 2 AufenthG zusätzlich zu 

prüfenden humanitären Gründe im vorliegenden Gerichtsverfahren zu berücksichti­

gen und zu bewerten Dies gilt nicht zuletzt deswegen. we il die insoweit maßgebli­

chen Umstande bereits aus der Befragung der Klager zu 2. und 3 bekannt s ind, die 

der für das Generalkonsulat tatIge externe Dienstleister am 8. Januar 2019 durchge­

führt hat 

Auch rechtfertigt der Umstand, dass das Visumsverfahren nach § 36a AufenthG zu­

sätzlich eine Beteiligung des Bundesverwaltungsamtes erfordert. das über das 

1 000er-Kontingent entscheidet, keine andere Entscheidung Das Bundesverwal­

tungsamt wird regelmäßig erst zuletzt, nämlich nach Eingang der Zustimmung der 

beigeladenen Ausländerbehorde und positiver Ermessensentscheidung der Aus­

landsvertretung, beteiligt und nimmt erst dann die Im Rahmen des In § 36a Abs. 2 S 

2 AufenthG vorgesehene Kontingent1erung/Prioris1erung der Visumsantrage vor 

III Die Klage hat tn dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang Erfolg Der Bescheid 

der Beklagten vom 24. April 2019 ist zwar im maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtli­

chen Entscheidung rechtswidrig und verletzt den Klager zu 1 in seinen Rechten Es 

besteht jedoch lediglich ein Anspruch auf ermessensfehlerfre1e Neuentscheidung, § 

113 Abs 5 S 2 VwGO. 

1 Rechtsgrundlage für die Erteilung des begehrten Visums ist § 36a AufenthG Die 

allgemeinen Tatbestandsvoraussetzungen des § 36a Abs 1 S 1 AufenthG sind er­

füllt 

So ist der Klager zu 1 ein minderjähriges lediges Kind eines Auslanders , der im Be­

sitz der erforderlichen Aufenthaltserlaubnis fur subs1d1är Schutzberechtigte nach 

§ 25 Abs 2 S 1 Alt 2 AufenthG 1st. Damit ist zugleich einer der erforderlichen hu­

manitaren Gründe deren Vorliegen der vollen gerichtlichen Überprüfung unterliegt 

(Zeitler in HTK-AuslR, § 36a Abs. 1 AufenthG. Stand 1/2020. Rn 33, § 36a Abs. 2 

S 1, Stand· 1/2020, Rn 5). erfüllt, denn von der V1sumsentsche1dung ist mit dem 

Kläger zu 1 ein minderjähriges lediges Kind betroffen (§ 36a Abs 2 S 1 Nr 2 Auf­

enthG) Das Vorliegen eines humanitaren Grunds 1st ausreichend (VG Berhn. Urteil 
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vom 5. März 2020 - VG 38 K 71 .19 V - juris, Rn 27). Ausschlussgründe nach § 36a 

Abs. 3 AufenthG sind nicht ersichtlich. 

2. Mit ihrem - in der Hauptsache geltend gemachten - Verpflichtungsbegehren ha­

ben die Kläger hingegen keinen Erfolg. 

So sind zwar die tatbestandlichen Voraussetzungen der Vorschrift des § 36a Abs. 1 

AufenthG gegeben, bei der Entscheidung über die Visumserteilung steht den Behör­

den aber ein Ermessen zu (vgl. auch § 36a Abs. 2 S. 2 AufenthG). Anhaltspunkte 

dafür, dass im vorliegenden Fall nur die Erteilung des Visums die einzig rechtmäßige 

Entscheidung sein kann, mithin das den Behbrden zustehende Ermessen auf Null 

reduziert ist, liegen nicht vor. 

Hinzu kommt im Fall der Kläger zu 2. und 3., dass diese nicht aus eigenem Recht 

und in eigenem Namen verlangen können, dass ihrem Sohn ein Visum erteilt wird; 

ihnen fehlt diesbezüglich die Aktivlegitimation (dazu VG Berlin, Urteil vom 31 . Januar 

2019-VG 31 K 144.18 V-juris, Rn. 22 m.w.N., 50f.) . 

3. Nach alldem hat der Kläger zu 1. einen Anspruch auf erneute Entscheidung der 

Beklagten über seinen Antrag auf Erteilung eines Visums zum Familiennachzug nach 

§ 36a Abs. 1 AufenthG. Da die Vorschrift des § 36a Abs. 1 AufenthG m dem ange­

fochtenen Bescheid vom 24. April 2019 keine Berücksichtigung fand, liegt ein gemäß 

§ 11 4 S. 1 VwGO beachtlicher Ermessensausfall vor. Der Kläger zu 1 hat deshalb 

einen Anspruch auf erneute Entscheidung unter Beachtung der Rechtsauffassung 

des Gerichts (§ 113 Abs. 5 S. 2 VwGO}, wobei die Beklagte bei der Ausübung des 

Ermessens die persönl ichen Belange des Klägers zu 1., insbesondere seine Bezie­

hungen zu seinen in Deutschland lebenden Familienangehörigen, mit denen er in 

Haushaltsgemeinschaft leben will , und sein geringes Alter zu gewichten haben wird. 

IV. Die Kostenentscheidung beruht auf§§ 155 Abs. 1 S. 1, 162 Abs. 3 VwGO. Die 

Klage ist im Hilfsantrag erfolgreich, sodass die Teilung der Kosten je zur Hälfte an­

gemessen ist. Die Beigeladene trägt ihre Kosten selbst, da sie keinen Antrag gestellt 

und damit nach § 154 Abs. 3 VwGO kein Kostenrisiko getragen hat. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus§ 167 VwGO i.V.m. 

§§ 708 Nr. 11 , 711 Zivilprozessordnung. 

Rechtsmittelbelehrung 
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Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie von dem Ober­
verwaltungsgericht zugelassen wird. 

Die Zulassung der Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils 
schriftlich oder in elektronischer Form gemäß§ 55a der Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) zu beantragen. Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstra­
ße 7, 10557 Berlin zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils sind die Gründe schriftlich 
oder in elektronischer Form darzulegen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die 
Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei 
dem Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 31 , 10623 Ber­
lin, einzureichen 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevoll­
mächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für den Antrag auf Zulassung der Beru­
fung Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte und Rechtslehrer an einer staatlichen 
oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Uni­
on, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt­
schaftsraum oder der Schweiz mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Darüber 
hinaus können auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7 VwGO bezeichneten Per­
sonen und Organisationen auftreten. Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteilig­
ter kann sich selbst vertreten. Behörden und juristische Personen des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebil­
deten Zusammenschlüsse können sich durch Beschäftigte mit Befähigung zum Rich­
teramt vertreten lassen; das Beschäftigungsverhältnis kann auch zu einer anderen 
Behorde, Juristischen Person des öffentlichen Rechts oder einem der genannten Zu­
sammenschlüsse bestehen. Richter dür-fen nicht vor dem Gericht, ehrenamtliche 
Richter nicht vor einem Spruchkörper auftreten, dem sie angehören. 

Dr. Schulz-Bredemeier Jaffke Müller 

BESCHLUSS 

Der Wert des Streitgegenstandes wird gemäß§§ 39 ff. , 52 f. des Genchtskostenge­
setzes auf 

5.000,00 Euro 

festgesetzt 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diese Entscheidung ist die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht Ber­
lin-Brandenburg zulässig , wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 Euro 
übersteigt. Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Berlin, Kirchstraße 7, 
10557 Berlin, schriftlich oder in elektronischer Form gemäß§ 55a der Verwaltungs-
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gerichtsordnung (VwGO) oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen. Sie ist 
innerhalb von sechs Monaten einzulegen, nachdem die Entscheidung in der Haupt­
sache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat. Der Ver­
tretung durch einen Prozessbevollmächtigten bedarf es nicht. 

 

 

 


